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A. Einleitung 

Nach § 51 a Abs. 1 GmbHG haben die Geschâftsführer jedem 
Gesellschafter auf Verlangen unverzüglich „Auskunft über die 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben" und die „Emsicht der Bücher 
und Schriften zu gestatten". Es handelt sich mithin um ein Individualrecht, 
welcb.es der einzelne Gesellschafter unabhângig von der 
Gesellschaftergesamtheit, der Höhe seiner Kapitalbeteiligung und anderen 
Umstânden ausüben kann.1 

Wâhrend die Möglichkeit der Ausübung des Stimmrechts durch einen 
bevollmâchtigten Dritten fiir Körperschaften in §§ 134 Abs. 3 AktG, 47 Abs. 
3 GmbHG sowie 43 Abs. 5 GenG vorgesehen wurde, sind entsprechende 
Regelungen für das Informationsrecht sowohl fiir Personengesellschaften als 
auch für Kapitalgesellschaften nicht vorhanden. 

B. Erfordernis der Ausübung des Informationsrechts durch Dritte 

Die Beteiligung eines Dritten an der Ausübung des Informationsrechts 
kann in Form der Bevollmâchtigung öder der Hinzuziehung eines Beistands 
(bei gleichzeitiger Anwesenheit des Gesellschafters selbst) erfolgen. Bevor 
die Zulâssigkeit der Hinzuziehung eines Dritten zur Ausübung des 
Informationsrechts als Vertreter öder Beistand untersucht wird2, ist hier das 
Erfordernis der Ausübung des Informationsrechts zu ermitteln. 

* Kırıkkale Üniversitesi İktisadi ve İdari Bilimler Fakültesi (LLM Heidelberg). 
1 Dazu eingehend Karasu, Informationsrecht des GmbH- Gesellschafters, S. 5 ff. 
2 Dazu eingehend unten C. 
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Ein Gesellschafter kann beispielsweise aufgrund seines Alters, seines 
Gesundheitszustandes, seiner Abvvesenheit am Sitz der Gesellschaft öder 
wegen fehlender Erfahrung in gesellschaftsrechtlichen und vvirtschaftlichen 
Angelegenheiten daran gehindert sein, seine Mitgliedschaftsrechte 
sachgemâB wahrzunehmen. in diesen Fâllen bedarf er der Ausübung seiner 
Mitgliedschaftsrechte und damit seines Informationsrechts durch Dritte. 

Das Bedürfnis nach der Zulâssigkeit des Dritten zur Ausübung des 
Informationsrechts soll durch folgende Beispielsfalle verdeutlicht vverden: 

Fail 1: 

Ein Gesellschafter, der seinen Gesellschaftsanteil aufgrund einer 
Erbschaft übernommen hat, möchte die Gesellschaftspapiere, etwa die 
Bilanz und die Gevvinn- und Veriustrechnung, auswerten. Da er aber in 
gesellschaftsrechtlichen und vvirtschaftsrechtlichen Angelegenheiten 
unerfahren ist, kann er die Gesellschaftspapiere nicht richtig bevverten. Er ist 
nicht in der Lage, sich einen ausreichenden Überblick über die 
Gesellschaftsangelegenheiten zu verschaffen und sich eine eigene Meinung 
zu bilden. Er ist hinsichtlich der Ausübung seines Informationsrechts in einer 
âhnlichen Lage vvie der minderjâhrige Gesellschafter, dem aufgrund seines 
jugendlichen Alters die notwendige Ausbildung und Erfahrung fehlen. Daher 
ist er in diesem Fail, ebenso wie der Minderjâhrige, auf die Hinzuziehung 
eines Vertreters öder Beistands zur Ausübung seines Informationsrechts 
angevviesen. 

Fail 2: 

Ein Gesellschafter ist schvver krank bzw. körperlich gebrechlich öder 
muss sich wegen seiner vielfâltigen vvirtschaftlichen Aktivitaten und 
Beteiligungen für eine lângere Zeit vom Sitz der Gesellschaft entfernen. in 
diesen Fallen ist der Gesellschafter auf eine Vertretung angevviesen. Auch 
bei einer kurzen Abvvesenheit kann er auf eine Vertretung angevviesen sein. 
Dies kann z.B. der Fail sein, vvenrı \vahrend seiner kurzen Abvvesenheit in 
der Gesellschafterversammlung über einen vvichtigen Gegenstand z. B. über 
die Kapital- öder StrukturmaBnahmen, die für rechtliche und vvirtschaftliche 
Interessen des Gesellschafters von erheblicher Bedeutung sind, entschieden 
vvird. Da die Stimmrechtsvollmacht im GmbH-Recht nicht die Vollmacht 
zur Ausübung des Informationsrechts umfasst3, muss der Gesellschafter eine 
besondere Vollmacht für die Ausübung des Informationsrechts erteden. Dies 
ergibt sich daraus, dass der zur Ausübung des Informationsrechts 
ausgewahlte Dritte nach objektiven Kriterien Gevvahr dafür bieten muss, 

' Vgl. Tietzc, Informationsrechte, S. 22. 
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dass das Gesellschaftsinteresse an der Geheimhaltung gesellschaftsinterner 
Angelegenheiten durch seine Kenntnis nicht geschâdigt wird. im Gegensatz 
zur Ausübung des Informationsrechts hat bei der bloBen Stimmabgabe die 
Person, die zur Stimmabgabe beauftragt wird, keine groBe Bedeutung, da bei 
der Ausübung des Informationsrechts maBgebenden Gefahren bei der bloBen 
Stimmabgabe grundsâtzlich nicht auftreten. 

Wird dem Gesellschafter bei den vorherigen Fâllen die Möglichkeit der 
Ausübung seines Informationsrechts durch einen Vertreter öder Beistand 
verwehrt, so hat dies die gleiche Auswirkung wie der Ausschluss seines 
Informationsrechts. Die Schutzbedürftigkeit des betroffenen Gesellschafters 
überwiegt deshalb gegenüber den Interessen der Gesellschaft und der 
Mitgesellschafter an der Geheimhaltung der inneren Gesellschaftsangelegen-
heiten.5 

C. Zulâssigkeit 

Nachdem das Erfordernis der Ausübung des Informationsrechts 
ermittelt wurde, ist nun zu untersuchen, ob die Hinzuziehung eines Dritten 
als Vertreter öder Beistand zulâssig ist. 

/. Hinzuziehung eines Beistands 

Es ist allgemein anerkannt, dass ein Gesellschafter, sovveit die Leitung 
der Einsicht in die Unterlagen der Gesellschaft bei ihm bleibt, berechtigt ist, 
einen geeigneten Sachverstândigen bei der Ausübung seines Einsichtsrechts 
hinzuzuziehen, wenn er selbst nicht die nötige Sachkunde besitzt und die 
Hinzuziehung daher seinem gerechtfertigten Informationsinteresse dient.6 

Die Nichtzulassung des Beistands in diesem Fail würde zu einem Ausschluss 
des Informationsrechts führen, da derjenige Gesellschafter, der keine nötige 
Sachkunde besitzt, sein Informationsrecht ohne die Hilfe und Sachkenntnisse 
eines Sachverstândigen nicht sachgerecht wahrnehmen könnte.7 

Die übervviegende Ansicht vertritt die Auffassung8, dass die 
Gesellschafter einen Sachverstândigen nicht nur bei Fehlen ihrer Sachkunde, 
sondern auch generell hinzuziehen dürfen. Dieser Ansicht ist zuzustimmen, 

4 Tietze, Tietze, Informationsrechte, S. 22. 
5 Vgl. Hirte, BB 1985,2209; BGHZ 25,115,123 (zum Kommanditisten). 
6 Scholz/K. Schmidt, GmbHG § 51 a Rn. 27; Hachenburg/Hüffer, GmbHG, § 51 a Rn. 

16; Bopp, Informationsrechte, S. 52, 53; BayObLG, BB 1991, 1589; BGHZ 25, 115 (123); 
OLG Celle, ZIP 1983, 943; RGZ 25, 88; 148, 278; 170, 392; vgl. auch OLG Naumburg, 
GmbHR 1996, 936. 

7 Vgl. Hirte, BB 1985,2209. 
8 Hachenburg/Hüffer, GmbHG, § 51 a Rn. 16; Scholz/K. Schmidt, § 51 a Rn. 27; 

Rovvedder/Koppensteiner, GmbHG, § 51 a Rn. 3; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 51 a 
Rn. 19. 
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weil die Hinzuziehung eines Sachverstândigen zum Zwecke der Beratung 
und Unterstützung eines Gesellschafters gegenüber der Stellvertretung eine 
geringere Belastung der übrigen Gesellschafter darstellt.9 Der Gesellschafter, 
nicht der Sachverstandige, leitet in diesem Faile die Prüfung und er steht 
selbst der Gesellschaft gegenüber.10 Daher bleibt die Verantvvortung ebenso 
wie auch das eigentliche Gesellschafterrecht voli und ganz bei dem 
Gesellschafter, so dass die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht der 
Mitgesellschafter die Duldung des zugezogenen Sachverstândigen gebietet." 

Der Sachverstandige kann von der Gesellschaft nur abgelehnt vverden, 
vvenn er nach objektiven Kriterien keine Gevvâhr für die Vertraulichkeit 
bietet12. Dafür ist aber die Gesellschaft darlegungs- und bevveispflichtig.'3 

//. Ausübung dıtrch Stellvertreter 

1. Gesetzliche Stellvertretung 

Wenn der Gesellschafter ein Minderjâhriger, eine juristische Person 
öder eine Gesamthands- gesellschaft ist, kann er seine Rechte nicht selbst 
ausüben. İn solchen Fallen muss sich der Gesellschafter zur Wahrung seiner 
Rechte zvvangslâufig vertreten lassen.14 Daher ist es allgemein anerkannt, 
dass der gesetzliche Vertreter berechtigt ist, die Mitgliedschaftsrechte bzvv. 
das Informationsrecht auszuüben.15 So sind die Insolvenzvervvaltcr und 
Testamentsvollstrecker kraft Amtes befugt, das Informationsrecht 
auszuüben, sofern nicht in ihrer Person ein Vervveigerungsgrund besteht.16 

2. Gewillkürte Stellvertretung 

Die Rechtsprechung17 hat bisher nur die Hinzuziehung des 
Sachverstândigen (bei gleichzeitiger Anvvesenheit des Gesellschafters selbst) 
zugelassen. Die Wahrnehmung des Informationsrechts allein durch einen 

9 Vgl. LG Köln, NJW 1975, 981 (zu KG): Dıc Zulâssigkeit des Sachverstândigen zur 
Ausübung des Informationsrechts kann als konkludent anerkannt wcrdcn. wenn die 
Stellvertretung mit dem Gesellschaftsvcrtrag zugelassen wird. 

" 'RG.DR 1944.245.246. 
" Vgl .BGHZ25. 115 ff. 
12 Hachenburg/Hüffer. GmbHG, § 51 a Rn. 17. 
"Hir tc .BB 1985. 2209 m.w.N. 
14 Bereits der VVortlaut ,,gesetzliche Vertretung" besagt, dass der Bctroffenc seine 

Rechte nicht alicine ausüben kann. und der Gesetzgeber dcshalb eine Vertretung anordnete. 
15 Scholz/K. Schmidt, GmbHG. § 51 a Rn. 15; Lutter/HommelhoîT, GmbHG. S 51 a Rn. 

4: Baumbach/ Hucck/Zöllncr. GmbHG, § 51 a Rn. 5; Tietze, Informationsrcchtc, S. 22. 
"' Scholz/K. Schmidt. GmbHG. § 51 a Rn. 15; Lutter/Hommelhoff, GmbHG. § 51 a Rn. 

4. 
17 Vgl. BGHZ 25. 1 15, 123; BGH, BB 1962, 899; BB 1979, 1315, 1316; WM 1984. 

807.808. 
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Dritten (die Bevollmâchtigung eines Dritten) wurde nur ausnahmsweise bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen18 für zulâssig gehalten. Begründet 
wurde dies mit dem höchstpersönlichen Charakter des Informationsrechts, 
wonach die Gesellschafter ihre Informationsrechte persönlich ausüben 
müssen. Für die GmbH gilt aber diese Begründung nicht, denn das 
Informationsrecht des Gesellschafters aus § 51 a GmbHG ist im Gegensatz 
zu Personengesellschaften nicht höchstpersönlich.19 Das ergibt sich daraus, 
dass die GmbH nicht den Charakter einer grundsâtzlich auf die Personen der 
Gesellschafter zugeschnittenen Gemeinschaft hat.20 Bei der GmbH sind zwar 
die persönlichen Bindungen stârker als bei der Aktiengesellschaft21, aber im 
Gegensatz zu den Personengesellschaften handelt es sich bei der GmbH um 
eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, die in ihrem Fortbestand 
von einem Gesellschafterwechsel unabhângig ist. Zu denken ist daran, dass 
die Stimmrechtsvollmacht nach § 47 Abs. 3 GmbHG und Fremdorganschaft 
nach § 6 GmbHG bei der GmbH zulâssig ist. Daher ist auch die 
Bevollmâchtigung zur Ausübung des Informationsrechts wie die 
Hinzuziehung eines Sachverstândigen grundsâtzlich zulâssig.22 

D. Person des Dritten (Personenkreis) 

/. Allgemeines 

Da es über die Ausübung des Informationsrechts durch Dritte keine 
gesetzliche Vorschrift gibt, sondern deren Zulâssigkeit durch 
Rechtsprechung und Literatür befürwortet wird, ist es fraglich, welche 
Personen als Dritte ausgewâhlt werden dürfen. in jedem Fail darf nicht jeder 
Dritte zur Ausübung des Informationsrechts zugelassen vverden. Dies ergibt 
sich aus der Überlegung, dass das Gesellschafts- interesse an der 
Geheimhaltung gesellschaftsinterner Angelegenheiten durch Kenntnis des 
Dritten geschâdigt wird. 

Liegt in der Person des Dritten einen Grund vor, der einer Offenbarung 
der Gesellschaftsinterna23 entgegensteht, kann die Ausübung des 

18 Z.B. bei der Krankheit des einsichtsbegehrenden Gesellschafters (BGHZ 25, 115, 
123), bei der Zustimmung der übrigen Gesellschafter (BGH, WM 1961 1329). 

19 Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 51 a Rn. 4; Baumbauch/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 
51 aRn.5. 

20 Hachenburg/Hüffer, GmbHG, § 51 a Rn. 16. 
21 Z.B. ist die Übcrtragbarkeit der Anteile crschvvert. 
22 Hachenburg/Hüffer, GmbHG, § 51 a Rn. 16; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 

51 aRn.5; Bitter, ZIP 1981,825,828. 
23 Zu den Interna der Gesellschaft eingehend siehe Karasu, Informationsrecht des 

GmbH- Gesellschafters, S. 90 ff. 
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Informationsrechts durch diesen Dritten die Gefahr einer Schadigung der 
Gesellschaft mit sich bringen, weil das Informationsrecht weitreichende 
Einblicke in die Interna der Gesellschaft eröffnet. So kann z.B. der zur 
Gesellschaft in einem Wettbewerbsverhâltnis stehende Vertreter Kenntnis 
von Produktionsgeheimnissen, von Kundenstamm und von Geschâftsvor-
haben erfahren. Bei der personalistisch geprâgten GmbH ist die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit der Gesellschafter besonders wichtig. 
Folglich ist das Interesse der Gesellschafter an der Abwehr fremder 
Einflüsse gro8. 

Die Geheimhaltungsinteressen der Gesellschaft können dadurch 
gevvahrleistet werden, dass der zur Ausübung des Informationsrechts 
ausgewahlte Dritte nach objektiven Kriterien Gewâhr dafür bieten kann, dass 
das Gesellschaftsinteresse an der Geheimhaltung gesellschaftsinterner 
Angelegenheiten durch seine Kenntnis nicht geschâdigt wird. Es darf sich 
nicht um ungeeignete Personen, wie z.B. Konkurrenten, handeln, durch die 
eine Schadigung der Gesellschaftsinteressen eintreten kann. Als geeignet 
sind die Mitgesellschafter und die Personen, die zur Berufsverschwiegenheit 
verpflichtet sind, anzusehen, weil die Gefahr, dass die Informationen aus der 
Gesellschaft hinaus getragen werden, sicherlich am besten nur dann 
verhindert vverden kann, wenn den Personenkreis, der Zugang zu den 
Informationen hat, möglich klein halt.24 Aus diesem Grund ist der Ansicht23 

nicht zu folgen, wonach die Gesellschaft den Bevollmâchtigten Dritter nur 
dann ablehnen darf, wenn sie beweist, dass das Auftreten des Dritten in der 
Gesellschaft aus in seiner Person liegenden Gründen nicht geduldet werden 
kann. Diese Ansicht sieht daher auch solche Personen als zulâssig, bei denen 
vvegen ihrer Vertrauenswürdigkeit öder Interessenlage angenommen werden 
muss, dass sie zur Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise gehalten sind 
wie der Gesellschafter.26 So können z.B. Prokuristen und NieBbraucher von 
der Gesellschaft nicht abgelehnt werden.27 

im Gegensatz zum Einsichtsrecht hat bei der Auskunftserteilung die 
Person, die die Auskunft verlangt, keine groGe Bedeutung, da bei der 
Erteilung der Auskunft der inhaltliche Umfang der Antv/ort von der 
Gesellschaft bestimmt wird.28 

24 Tietze, Informationsrechte, S. 20 f. 
25 Vgl. Hirte. BB 1985, 2209; Hachenburg/Hüffer, GmbHG, § 51 a Rn. 17: Scholz/K. 

Schmidt.GmbHG, § 51 a Rn. 15. 
2(' Hachenburg/Hüffer, GmbHG. § 51 a Rn. 17; Scholz/K. Schmidt. GmbHG. § 51 a Rn. 

15. 
27 Hachenburg/Hüffer, GmbHG. § 51 a Rn. 17; Scholz/K. Schmidt, GmbHG. S 51 a Rn. 

15. 
2(1 Vgl. auch Hirte, BB 1985, 2208. 
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//. Mitgesellschafter 

Ein Mitgesellschafter als Vertreter öder Beistand ist zulâssig, sofern 
nicht auch ihm gegenüber ein Vervveigerungsgrund besteht.29 

III. Berufsmafiig geeignete Dritte 

AuBer den Mitgesellschaftern können auch die Personen, die zur 
beruflichen Verschwiegenheit verpflichtet sind, ausgewâhlt werden.3ü Unter 
diese Personen fallen Wirtschaftsprüfer. Steuerberater, Rechtsanwâlte, 
Notare und vereidigte Buchprüfer. Durch die Auswahl dieser 
vertrauensvvürdigen und sachkundigen Personen wird das Interesse der 
Gesellschaft bzw. der übrigen Gesellschafter gewahrt31, weil diese kraft ihrer 
Stellung, Bestellung öder Vereidigung zur beruflichen Verschwiegenheit 
verpflichtet sind. 

Bei der Einsichtnahme ist die Gesellschaft verpflichtet, auch die 
Mitarbeiter des sachverstândigen Dritten zuzulassen, weil bei der Einsicht in 
die Unterlagen im Regelfall eine groBe Menge von Daten aufzunehmen ist.32 

Dabei handelt es sich um eine routinemâBige Tâtigkeit, für deren Ausübung 
es nicht der beruflichen Qualifikation eines Sachverstândigen bedarf, die 
vielmehr auch von dessen Mitarbeitern unter seiner Leitung und Aufsicht 
durchgeführt vverden kann.33 Da die Gehilfen der Sachverstândigen auch zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind34 und die Verletzung dieser 
Verschvviegenheitspflicht nach § 203 Abs. 3 S. 1 i.V.m. Abs.l Nr. 3 StGB 
bestraft wird, wird dem Interesse der Gesellschaft an einer Geheimhaltung 
ihrer Unterlagen in ausreichender Weise Rechnung getragen.35 

IV. Einwendungen gegen die Person des Dritten 

Einwânde gegen die Person des Dritten vverden nur berücksichtigt, wenn 
die Gesellschaft diese darlegt und gegebenenfalls bevveist, dass ihr 
Geheimhaltungsinteresse durch den Dritten nicht gewahrt wird. Wenn z.B. 

29 Scholz/K. Schmidt, GmbHG, § 51 a Rn. 15; Tietze, Informationsrechte, S. 20 f.; v. 
Bittcr,BB 1981,825,828. 

30 Scholz/K. Schmidt, GmbHG, § 51 a Rn. 27; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 51 
a Rn. 5; Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 51 a Rn. 4; Goerdeler, FS für Stimpel, S. 125 f.; 
Tietze, Informationsrechte, S. 19;BGH,BB 1984,1274. 

31 Für die Frage, ob ein Wirtschaftsprüfer öder Steuerberater geeignet ware, vgl. 
Goerdeler, FS für Stimpel, S. 125, 135. 

32 OLG Düsseldorf, BB 1995,143 f. 
33 OLG Düsseldorf, BB 1995,143 f. 
34Vgl.§50WPO. 
35 OLG Düsseldorf, BB 1995, 143 f. 
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die zur Ausübung des Informationsrechts ausgewahlte Person einem 
Konkurrenzunternehmen angehört öder einzelne Gesellschafter belcidigt 
hat36, kann dieser Vertreter öder Sachverstândige abgelehnt werden. 

Die Ablehnung eines ausgewâhlten Dritten kann jedoch nicht daraul 
gestützt werden, dass dieser mit dem informationsberechtigten 
Gesellschafter eng verbunden ist. So ist z.B. der Fail denkbar, dass ein 
Gesellschafter bei der Ausübung seines Informationsrechts einen 
Rechtsanwal t h inzuzieht , der ihn zur gleichen Zeit als 
Prozessbevollmachtigter bei der Wahrnehmung seiner Interessen gegenüber 
der Gesellschaft unterstützt. in diesem Fail darf der Rechtsanvvalt nicht 
abgelehnt vverden, denn auch der Gesellschafter selbst muss grundsatzlich 
nicht sein Informationsrecht hinter die Interessen der Gesellschaft 
zurückstellen, weil das Informationsrecht des Gesellschafters aus § 51 a 
GmbHG ein eigennütziges Recht ist.37 Anderes güt, wenn der Dritte durch 
sein Auftrcten zum Unfrieden in der Gesellschaft geführt hat. 

E. Satzungsbestimmung über die Ausübung des Informationsrechts 
durch Dritte 

Das Gesellschaftsrecht enthâlt, wie oben dargelegt, zur Frage der 
Ausübung des Informationsrechts durch einen Dritten keine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung. Dies führt dazu, dass die Ausübung des 
Informationsrechts durch Dritte weitgehend den gesellschaftsvertraglichen 
Bestimmungen überlassen ist. Wegen dieser Rechtsunsicherheit streiten die 
Gesellschafter öfter über die Zulassigkeit öder Unzulâssigkeit des 
Informationsrechts durch einen Dritten und dies beeintrâchtigt natüıiich den 
Gesellschaftsfrieden. Deshalb ist eine Untersuchung der Zulassigkeit der 
Ausübung durch Dritte im Gesellschaftsvertrag erforderlich. Zu klaren ist 
demnach insbesondere die Frage, ob die Satzung die Beteiligung eines 
Dritten zur Ausübung des Informationsrechts zwingend vorschreiben öder 
verbieten kann. 

/. Zwingcnde Drittbeteiligung durch Satzung 

Das Informationsrecht aus § 51 a GmbHG steht dem Gesellschafter 
persönlich zu, auch wenn er dazu berechtigt ist, die Ausübung seines 
Informationsrechts durch Dritte vertreten zu lassen. Die Satzung kann daher 
die Gesellschafter grundsatzlich nicht verpflichten, auf ihr Recht zur 
persönlichen Ausübung zu verzichten. Solch eine Vereinbarung greift in 

*Wicdemann, Ühcrtragung, S. 352; BGH. WM 1962, 883. 
" Vgl. Karasu, Informationsrecht des GmbH- Gesellschafters, S. 119 İT. 

< » W f •«'*«(*« il: . :t . *K^| (* . 
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den unentziehbaren Kern des Informationsrechts ein.38 Ein Gesellschafter 
darf daher trotz Bestehens einer Satzungsklauseln, die einen Gesellschafter 
von der persönlichen Ausübung seines Informationsrechts ausschlieBt, sein 
Informationsrecht selbst ausüben.39 

Eine besondere Problematik kann sich allerdings dann ergeben, wenn 
der informationsbegehrende Gesellschafter gleichzeitig auch Wettbewerber 
der Gesellschaft ist40. Dabei besteht tatsâchlich die Gefahr, dass die zur 
Gesellschaft im Wettbewerb stehende Gesellschafter sein Informationsrecht 
zugunsten des Konkurrenzunternehmens und damit zum Nachteil der zur 
Information verpflichteten Gesellschaft ausnutzt.41 in diesem Fail ist die 
Ausübung des Informationsrechts durch den Gesellschafter selbst für die 
Gesellschaft unzumutbar und es besteht daher ein Bedürfnis, das 
Informationsrecht des Konkurrentgesellschafters zu beschrânken. Aber er 
muss sich wie seine Mitgesellschafter über die Lage seiner Gesellschaft 
informieren, um seine Mitgliedschaftsrechte sachgemâB auszuüben. Sonst 
wird er vom Gesellschaftsleben ausgeschlossen. So bietet sich als Ausvveg 
die Vertretung des Gesellschafters bei der Ausübung des Informationsrechts. 
in der Satzung kann daher vorgeschrieben werden, dass die mit der 
Gesellschaft im Wettbewerb stehenden Gesellschafter ihre 
Informationsrechte durch einen zur Verschwiegenheit verpflichteten 
Treuhânder, z.B. durch einen Wirtschaftsprüfer, ausüben. Der Treuhânder 
soll in diesem Fail dem Gesellschafter, für den er auftritt, die Information 
über die Vorgânge öder Sachverhalte ohne Erwâhnung von Einzelheiten 
vveitergeben.42 Dieser Sachverstândige soll aber sowohl für den 
Gesellschafter als auch für die Gesellschaft gleichermaBen vertrauensvvürdig 
sein, damit die Interessen beider Seiten gevvahrt vverden können. Deshalb 
soll das Recht auf Auswahl des Treuhânders nicht dem 
Konkurrenzgesellschafter zustehen, sondern die Gesellschaft und der 
Gesellschafter sollen sich auf einen Treuhânder einigen. Ansonsten bestünde 
die Besorgnis, dass der Treuhânder die gesperrten Informationen an den 

38 Vgl. § 51 aAbs.3GmbHG. 
39 Zur gesetzlichen Regelung für die Zwangsvertretung im Genossenschaftsrecht vgl. § 

43 aAbs. 1 GenG. 
40 Anders als für den persönlich haftenden Gesellschafter, existiert im Recht der GmbH 

für den Gesellschafter kein gesetzlich normiertes Wettbewerbsverbot. Trotz des Fehlens einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelung unterliegt ein GmbH-Gesellschafter nach 
überwiegender Ansicht einem Wettbewerbsverbot kraft Treuepflicht, Umstritten ist jedoch die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang dies der Fail ist. Umstritten 
ist vor allem die Frage, ob aile Gesellschafter, auch die Minderheitsgcsellschafter, öder nur 
die herrschenden Gesellschafter einem ungeschriebenen Wettbewerbsverbot unterliegen. 
Dazu eingehend Karasu, Informationsrecht des GmbH-Gesellschafters, S. 151 ff. 

41 Dazu eingehend Karasu, Informationsrecht des GmbH- Gesellschafters, S. 95 ff. 
42 Goerdeler, FS für Stimmpel, S. 125, 129; Tietze, Informationsrechte, S. 77. 



326 KARASU Yıl 2003 

Konkurrenzgesellschafter weiterleitet. Durch Satzung kann das 
Ausvvahlrecht einem Dritten44 öder der Handelskammer4"1 übertragen werden. 
Fehlt eine solche Bestimmung in der Satzung öder konnten die Parteien sich 
auf einen Sachverstândigen nicht einigen, so kann nach § 145 FGG das 
Amtsgericht angerufen werden.46 

Der Konkurrenzgesellschafter soll auch nicht den Treuhander frei 
abberufen dürfen. Sonst wâre zu besorgen, dass sich der Treuhander 
unzulâssigen Informationswünschen des Konkurrenzgesell- schafters nicht 
genügend zu \vidersetzen vermag.47 

//. Ausschhtss der Drittbeteiligııng durch Satzung 

Fraglich ist, ob in der Satzung die Möglichkeit der Ausübung des 
Informationsrechts durch einen Dritten ganz ausgeschlossen werden darf. 
Besonders bei den Familiengesellschaften findet man haufig eine 
Bestimmung, dass jeder Gesellschafter seine Mitgliedschaftsrechte 
persönlich ausüben muss, um die Gesellschaft vor dem Eindringen des 
Fremden zu schützen, weil bei diesen Gesellschaften das Bedürfnis nach 
Fernhaltung von Dritten von inneren Gesellschaftsangelegenheiten stârker 
als bei den anderen Gesellschaften ist. 

Die Gesellschafter, die durch Satzung von der Ausübung des 
Informationsrechts durch Dritte ausgeschlossen wurden, nehmen damit zwar 
bewusst eine Beschrânkung ihres Informationsrechts hin. Aber trotz dieser 
vertraglichen Vereinbarung können die Gesellschafter der GmbH ihre 
Informationsrechte durch Vertreter öder Beistand ausüben lassen, wenn sie 
ihr Informationsrecht aus unabwendbaren Gründen (geschaftliche 
Unerfahrenheit, Krankheit bzw. Gebrechlichkeit und Abwesenheit) nicht 
selbst öder nicht sachgemâB ausüben können, weil beim Vorhandensein 
dieser Gründe eine solche Vereinbarung für die Gesellschafter die gleiche 
Ausvvirkung hat wie ein Ausschluss des Informationsrechts selbst und daher 
in den Kernbereich des Informationsrechts eingreift. Da der Kernbereich des 
Informationsrechts unverzichtbar ist und daher auch durch Satzung davon 
nicht abgewichen werden kann48, ist der Ausschluss der Dritten nur insoweit 

41 Ivens, GnıbHR 1989. 276; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 51 a Rn. 25a. 
44 Vgl. Ivens. GmbHR 1989, 273, 276; Gustavus, GmbHR 1989, 181. 184. 
45Vgl.BGHZ44, 158. 
46 Ivens. GmbHR 1989, 277; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 51 a Rn. 25a; BGH, 

BB 1970, 187; OLG Frankfurt, GmbHR 1995,904. 
47 Ivens. GmbHR 1989,276. 
4K Vgl.§51 a Abs. 3 GmbHG. 

file:///vidersetzen
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zulâssig, als der Ausschluss des Informationsrechts überhaupt gestattet ist.49 

Fiir die Beurteilung der Ausnahmefâlle, in denen die Ausübung des 
Informationsrechts durch einen Dritten auch bei Vertreterklauseln fiir 
zulâssig gehalten wird, bestehen keine klaren Abgrenzungskriterien. Fraglich 
ist z.B., wie man den Grad der Dringlichkeit einer Reise öder die Schwere 
einer Erkrankung bestimmen kann. Die Bewertung dieser Faile ist wegen der 
mangelnden Nachprüfbarkeit als problematisch einzuschâtzen. 

im Gesellschaftsvertrag können aber Anforderungen an die Person des 
Dritten gestellt und damit der Kreis der zur Ausübung des 
Informationsrechts zugelassenen Personen eingeengt werden. Zulâssig sind 
dabei Regelungen der Art, dass nur die Personen zugelassen werden, die 
beruflich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind.50 

Der Umfang der Ausübungsbefugnis des Bevollmâchtigten wird durch 
den Inhalt des Informa- tionsrechts bestimmt. Der Bevollmâchtigte ist im 
Rahmen seiner Vertretungsmacht befugt, sich wie der von ihm vertretene 
Gesellschafter zu verhalten. Es empfehlt sich, Gegenstand und Umfang der 
Voli- macht genau zu umschreiben, damit sie ohne Rückfragen nachgeprüft 
und den anderen Gesellschaftern nachgevdesen werden können. Daher soll 
die Vollmacht, wie es in § 47 Abs. 3 GmbHG und § 134 Abs. 3 S. 2 AktG 
zur Stimmrechtsvollmacht vorgesehen ist, in schriftlicher Form erteilt 
vverden.51 

F. Zusammenfassung 

Das Informationsrecht aus § 51 a GmbHG ist ein von dem Stimmrecht 
und von der Höhe der Beteiligung unabhângiges Mitgliedschaftsrecht und 
steht grundsâtzlich nur dem Gesellschafter zu. Höchstpersönliche Ausübung 
ist allerdings nicht geboten. Der Gesellschafter kann sein Informationsrecht 
durch einen Vertreter öder einen Beistand ausüben. Der zur Ausübung des 
Informationsrechts auszuvvâhlende Dritte muss aber die Gewâhr dafür 
bieten, dass das Gesellschaftsinteresse an der Geheimhaltung der 
Gesellschaftsinterna durch seine Kenntnis nicht gefâhrdet wird. Zulâssig 
sind daher nur die Mitgesellschafter und zur Berufsverschwiegenheit 
verpflichtete Sachverstândige. 

Da das Informationsrecht aus § 51 a GmbH dem Gesellschafter 

49 Saenger, Beteiligung Dritte, S. 157; Scholz/K. Schmidt, GmbHG, § 47 Rn. 96. 
50 K. Schmidt, Informationsrechte, S. 25; Baumbach/Hueck/Zöllner, GmbHG, § 51 a 

Rn. 19. 
51 Saenger, Beteiligung Dritte, S. 193. 
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persönlich zusteht, auch wenn er die Ausübung seines Rechts durch Dritte 
vertreten lassen darf, kann die Satzung den Gesellschafter grundsatzlich 
nicht verpflichten, auf sein Recht zur persönlichen Ausübung zu verzichten. 
Zuliissig ist aber eine Satzungsklausel, die einen Konkurrentgesellschafter 
von der persönlichen Ausübung seines Informationsrechts ausschlieBt und 
statt dessen die Einschaltung eines zur Verschvviegenheit verpflichteten 
Dritten vorsieht. Damit wird die Ausnutzung des Informationsrechts durch 
die Gesellschafter, die zur Gesellschaft im Wettbewerb stehen, verhindert. 
Zulâssig ist auch eine Satzungsbestimmung, die die Möglichkeit der 
Ausübung des Informationsrechts durch einen Dritten ganz ausschlieBt. Die 
Gesellschafter können aber trotz solcher Satzungsbestimmungen ihre 
Informationsrechte durch Dritte ausüben lassen, wenn sie ihr 
Informationsrecht aus unabwendbaren Gründen nicht selbst öder sachgemaB 
ausüben können. 
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